
Danach ergriffen die Leiter der Justizverwaltungs­
stellen Halle und Rostock das Wort, um darüber zu be­
richten, welche Schlußfolgerungen ihre Justizverwal­
tungsstellen aus der Leipziger Konferenz für die Ver­
besserung der operativen Arbeit gezogen haben.

In Halle haben die Mitarbeiter der Justizverwaltungs­
stelle einen Perspektivplan aufgestellt, der die Erfüllung 
der Beschlüsse von Leipzig sicherstellen soll. Eine 
nähere Befragung ergab jedoch, daß dieser Perspektiv­
plan nicht endgültig formuliert worden ist und anschei­
nend im wesentlichen allgemeine Forderungen der bes­
seren Arbeit, der Qualifizierung der Tätigkeit usw. ent­
halten soll. Die einzelnen neuen Aufgaben und Metho­
den werden jeweils in die Quartals- und Monatsarbeits­
pläne aufgenommen. Für die Durchführung der Revisio­
nen hat die Justizverwaltungsstelle Halle aus der Leip­
ziger Konferenz vor allem die Schlußfolgerung gezogen, 
daß im Mittelpunkt aller Revisionstätigkeit die Erfor­
schung und Veränderung des ideologischen Standes des 
jeweiligen Gerichts und aller seiner Mitarbeiter steht. 
Eine richtige Einschätzung dieses ideologischen Standes 
kann die Brigade nur dann geben, wenn sie alle Urteile 
des Gerichts kennt; nur dann wird sie insbesondere 
auch die Strafpolitik beurteilen können. Der Revisions­
bericht und auch die Abschlußbesprechung müssen so­
wohl das Gute als auch das Schlechte zum Ausdruck 
bringen, das bei der Revision erkannt wurde.

In Rostock werden die Instruktionen jetzt ausgedehn­
ter als früher durchgeführt, da es nicht genügt, sich in 
Abständen von je einem Jahr bei der regelmäßigen Re­
vision mit den wichtigsten Fragen, z. B. mit den neuen 
Formen des Klassenkampfes im Kreis, zu beschäftigen. 
Das Ziel jeder Revision und Instruktion ist es, die Ar­
beit des jeweiligen Gerichts da zu verändern, wo es 
nötig ist.

Nahmen schon die Leiter der Justizverwaltungsstellen 
Halle und Rostock in ihren ergänzenden Ausführungen 
nicht zu den mit der Einladung versandten vorbereiten­
den Fragen Stellung, so wiederholte sich die kampflose 
Zustimmung zu allen gemachten Vorschlägen in der 
Diskussion. Es gab keine grundsätzlichen Einwendun­
gen gegen die im Referat und auch in den Artikeln von 
Böhme und Krüger entwickelten Gedanken. Die Me­
thode der individuellen Gespräche fand ungeteilte Zu­
stimmung. Ebenso bestand Einmütigkeit darüber, daß 
nach wie vor beide Formen der operativen Arbeit, die 
Revision und die Instruktion, beizubehalten sind, wobei 
jedoch hinsichtlich der Instruktion zu differenzieren ist: 
es gibt Gerichte, bei denen unbedingt monatlich einmal 
eine Instruktion durchgeführt werden muß, es gibt an­
dere, bei denen zwischen den Instruktionen ein längerer 
Zeitraum liegen kann. Dies zu beurteilen und den rich­
tigen Abstand zwischen den Instruktionen festzulegen, 
gehört zur Verantwortung des Leiters der Justizverwal­
tungsstelle.

Hinsichtlich der Zusammensetzung der Revisions­
brigade ergab die Aussprache keine unbedingt verbind­
liche Norm. Notwendig ist jedenfalls die Teilnahme des 
Hauptkaderinstrukteurs. Notwendig ist auch die Mit­
wirkung von Richtern eines übergeordneten Gerichts. 
Der Leiter der Justizverwaltungsstelle Cottbus wies auf 
gute Erfahrungen hin, die er damit gemacht habe, Rich­
ter eines anderen Kreisgerichts, den Sekretär eines an­
deren Kreisgerichts und schließlich den Statistiker der 
Justizverwaltungsstelle heranzuziehen.

Soll und kann der Revisionsbericht schon an Ort und 
Stelle verfaßt werden oder soll seine Ausarbeitung — 
wie bisher — erst nach der Rückkehr der Revisions­
brigade erfolgen? Mit dieser Frage setzten sich mehrere 
Diskussionsredner auseinander. Als Ergebnis ist fest­
zuhalten, daß zwar nicht die vollständige Abfassung des 
Berichts beim überprüften Gericht möglich ist, wohl 
aber seine sehr weitgehende Vorbereitung, so daß Fer­
tigstellung und Formulierung der Schlußfolgerungen 
wirklich in kürzester Zeit nach der Rückkehr der Bri­
gade möglich sind.

Der Direktor des Kreisgerichts Finsterwaide schil­
derte die von ihm entwickelten Methoden, Ereignisse 
im Kreis festzuhalten und auf die Verbesserung der Ar­
beit der Schöffen einzuwirken2). Er kritisierte, daß noch

zu wenig gute Erfahrungen eines Gerichts auf ein an­
deres übertragen würden, und regte an, die Instruk­
teure des Ministeriums der Justiz sollten auch einmal 
ein Kreisgericht überprüfen, um dann den Justizver­
waltungsstellen Anleitung zu geben, wie diese den Aus­
tausch der Erfahrungen zwischen den Kreisgerichten 
organisieren sollen.

Mehrere Diskussionsredner erklärten die Teilnahme 
des Kreisstaatsanwalts an der Schlußbesprechung für 
notwendig. Einige wünschten auch die Hinzuziehung der 
Schöffen.

D'ie Oberrichter Dr. Löwenthal und Kleine, die als 
Vertreter des Obersten Gerichts an der letzten Revision 
des Ministeriums der Justiz in Dresden teilgenommen 
hatten, wiesen darauf hin, daß es nicht ausreichend sei, 
die Urteilssammlungen zu studieren, daß man vielmehr 
eine wirklich zuverlässige Einschätzung der Rechtspre­
chung nur geben könne, wenn man auch die Akten 
selbst überprüfe.

Im Schlußwort übte Frau Minister Dr. Benjamin zu­
nächst Kritik an der fehlenden Kritik dieser Tagung. 
Sie hob dann die gemeinsame Aufgabe und das gemein­
same Ziel von Instruktion und Revision hervor: anlei­
ten und an Ort und Stelle verändern. Im einzelnen kam 
sie auf Grund der Diskussion zu folgenden Feststel­
lungen:

Nach wie vor sollen Revisionen aller Gerichte mög­
lichst einmal im Jahr stattfinden, wobei es nicht be­
rechtigt ist, die gleichzeitige Revision des Notariats und 
der Haushaltsabteilung zu fordern. Jeder Revision muß 
eine sorgfältige Überprüfung der Urteile vorausgehn, 
und mehr als bisher sind auch die Gerichtsakten zu stu­
dieren. Die Führung von Auswertungsblättern hat gute 
Ergebnisse gebracht und soll von allen Bezirksgerich­
ten begonnen werden. Diese Auswertungsblätter wer­
den die Bezirksgerichte darin unterstützen, ihren Cha­
rakter als operativ arbeitende Gerichte, denen die An­
leitung der Kreisgerichte obliegt, besser zu entwickeln.

Jede Revision ist eine Überprüfung von außen. Das 
überprüfte Gericht selbst kann und soll sich wohl dar­
auf vorbereiten, nicht aber selbst an der Revision teil­
nehmen. Es empfiehlt sich, daß an der Schlußbespre­
chung außer den Mitarbeitern des überprüften Gerichts 
auch der Kreisstaatsanwalt und diejenigen Schöffen 
teilnehmen, in deren Schöffenperiode die Revision fällt. 
Die Revision darf keineswegs die rechtliche Ausein­
andersetzung mit der Rechtsprechung des Gerichts ver­
nachlässigen. Der Bericht der Revisionsbrigade muß 
auch die guten Feststellungen, die getroffen wurden, 
ausdrücklich enthalten.

Bei der Überprüfung der Justizverwaltungsstellen 
durch das Ministerium der Justiz kommt es — wie 
schon vor dieser Tagung richtig erkannt worden war — 
darauf an, die Auswirkung der Arbeit der Justizverwal­
tungsstelle bei den ihr unterstellten Kreisgerichten zu 
prüfen. Dies kann nicht durch bloße Rücksprache mit 
dem einen oder anderen Kreisgerichtsdirektor ge­
schehen; vielmehr soll von jetzt ab stets ein Kreis­
gericht des jeweiligen Bezirks von der Revisionsbrigade 
mit überprüft werden.

Bei der Durchführung von Instruktionen gilt es, vor 
allem folgende Mängel zu überwinden: die Zeitknapp­
heit, die Unregelmäßigkeit, den Schematismus in der 
Festsetzung der Instruktionen und den schon häufig 
ausgesorochenen Mangel, daß die Instrukteure zu blo­
ßen Übermittlern von Aufträgen und zu Auskunfts- 
erteilern werden. Gerade bei der Instruktion spielt das 
Erkennen der Schwerpunkte und die Beschränkung auf 
diese eine entscheidende Rolle.

Der Minister brachte zum Ausdruck, daß diese Ar­
beitstagung wohl Erfolge hätte bringen können, wenn 
sich alle Teilnehmer an Hand der vorher für die Dis­
kussion versandten Hinweise sorgfältiger auf die Aus­
sprache vorbereitet hätten. Dann hätte es auch nicht ge­
schehen können, daß so gut wie gar keine Kritik an der 
Arbeit des Ministeriums, insbesondere an seinen In­
strukteuren, vorgebracht wurde. Statt unablässiger, 
dringlicher Bemühungen um Verbesserung der Anlei­
tung kam eine gewisse Selbstzufriedenheit, der Wunsch, 
möglichst wenig zu verändern, zum Ausdruck. Auch 
fehlten konkrete Hinweise auf bestimmte Erfolge von 
Revisionen und Instruktionen, und es entstand kein
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